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Yann Romund – Fortgeschrittenenklausur im Strafrecht

4. Ohne rechtlichen Grund
Das etwas müsste ohne Rechtsgrund erlangt worden sein. 
Ein Rechtsgrund liegt vor, wenn ein Grund zum Behal-
tendürfen gegeben ist und kein Ausgleich geschuldet 
wird. Zwar könnte man annehmen, dass in § 946 BGB 
ein Rechtsgrund liegt, jedoch wird gem. § 951 1 BGB ein 
Ausgleich geschuldet. Folglich liegt in § 946 BGB kein 
Rechtsgrund.

5. Rechtsfolge
Gem. § 951 I 1 BGB wird eine Vergütung in Geld nach 
den Vorschri!en über die Herausgabe einer ungerecht-
fertigten Bereicherung geschuldet. Gem. § 818 II BGB 
ist Wertersatz zu leisten. Fraglich ist, in welcher Höhe 
der Zahlungsanspruch des E gegen B besteht. B könnte 
gemäß § 818 III BGB jedoch entreichert sein. Er hat die 

gesamte Summe schon an den U gezahlt. Allerdings ist 
der gezahlte Kaufpreis nicht als Entreicherung zu sehen. 
Hätte B das Eigentum durch Rechtsgeschä! erworben, 
hätte E gegen B einen Anspruch gem. § 985 BGB. Auch 
hier kann man sich nicht auf einen bezahlten Kaufpreis 
berufen. Das gleiche muss für den Rechtsfortsetzungs-
anspruch aus §§ 951, 812 I 1 Alt. 2 BGB gelten. Aller-
dings ist fraglich, ob der Zahlungsanspruch in Höhe von 
30.000 Euro oder in Höhe des objektiven Wertes besteht. 
Der Bereicherungsschuldner darf jedoch nicht schlechter 
gestellt werden. Der Anspruch bemisst sich auf 30.000 
Euro.

6. Ergebnis
E hat gegen B einen Anspruch auf Zahlung von 30.000 
Euro. 

Gegenstand dieser Fortgeschrittenenklausur sind ne-
ben der Prüfung klassischer BT-Tatbestände (§§ 242, 263 
StGB) die Straßenverkehrsdelikte (§§ 315 b !. StGB). Hier-
bei musste besonders im Rahmen der objektiven Zurech-
nung eine sorgfältige Prüfung vorgenommen werden. Im 
zweiten Teil musste zudem diskutiert werden, ob eine 
Stra"arkeit der L gegenüber M aufgrund einer rechtfer-
tigenden Einwilligung seitens des Verletzten ausgeschlos-
sen ist. 

Sachverhalt

A hatte seinen Pkw in Hamburg vor seinem Einfamili-
enhaus abgestellt und, da er nur kurz etwas herausho-
len wollte, den Zündschlüssel stecken gelassen. M beob-
achtete dies, setzte sich in den Wagen und fuhr damit 
nach Kassel, wo er wohnte. Er wollte den Wagen und 
eventuell darin be"ndliche Wertgegenstände behalten. 
Als er dann zu Hause den Ko#erraum ö#nete, fand er 
dort eine antike Lampe, deren Marktwert er zutre#end 
auf 6000,– € schätzte. Am folgenden Tag bot er die Lam-
pe für 3000,– € der Antiquitätenhändlerin H zum Kauf 

Yann Romund*

Klausur Strafrecht V: Vermögens- und Straßenverkehrsdelikte

 * Stud. iur. an der Universität Hamburg. Der Beitrag beruht 
auf einer Klausur, die im Sommersemester 2010/2011 zur Vor-
lesung Strafrecht V von Prof. Dr. iur. Rainer Keller an der Fa-
kultät für Rechtswissenscha! gestellt wurde. Für die Mitarbeit  
dankt der Aufgabensteller Frau wiss. Mit. Alescha Lara Savinsky. Die 
Bearbeitung des Autors wurde mit „gut“ bewertet.

an. H war einverstanden, denn sie fand den Preis güns-
tig und ahnte nicht, dass M die Lampe gestohlen haben 
könnte. Sie zahlte und erhielt die Lampe.

Zwei Wochen später hatte M Alkohol in einer Gaststätte 
getrunken, zu der er mit dem entwendeten Wagen gefah-
ren war. Als er die Gaststätte verlassen hatte und neben 
dem Wagen stand, unschlüssig, ob er damit in alkoho-
lisiertem Zustand nach Hause fahren solle, kam aus der 
Gaststätte L, eine Bekannte, und fragte, ob es nicht bes-
ser sei, wenn sie den Wagen fahre. L wohnte im selben 
Haus wie M. Dieser fand die Idee gut, denn er wusste 
zwar, dass L auch einigen Alkohol getrunken hatte und 
nicht mehr zuverlässig fahren konnte; er meinte aber, 
dass es zu einem Unfall nicht kommen werde, denn L 
hatte, wie er wusste, weniger getrunken als er. L fuhr 
also los und hielt sich zunächst an die in der Stadt gel-
tende Geschwindigkeitsbegrenzung (50 km/h). Als ihr 
jedoch ein"el, dass sie ihrem Freund versprochen hat-
te, um 23 Uhr zu Hause zu sein, beschleunigte sie auf 
80 km/h, denn es war 23.55 Uhr. M protestierte gegen 
die hohe Geschwindigkeit. L ging nicht darauf ein. Als in 
geringem Abstand vor ihr aus einer Nebenstraße T mit 
seinem Pkw unter Verletzung der Vorfahrtsregel auf die 
von L genutzte Fahrbahn fuhr, bremste L sofort scharf 
ab und versuchte auszuweichen, konnte eine Kollision 
mit T s̀ Wagen aber nicht mehr vermeiden. Die beiden 
kollidierten Wagen wurden beschädigt. L und T blieben 
unverletzt. M erlitt einen Knochenbruch, der nach fünf 
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Wochen verheilt war. Nach der Kollision wurde festge-
stellt, dass diese zu vermeiden gewesen wäre, wenn L die 
vorgeschriebene Geschwindigkeitsbegrenzung eingehal-
ten hätte. Ferner wurde festgestellt, dass L bei der Fahrt 
1,2 Promille Blutalkoholkonzentration hatte und M 1,4. L 
hatte nicht gewusst, dass M den Wagen zuvor entwendet 
hatte. Auch hatte sie nicht bedacht, dass sie nicht mehr 
sicher würde fahren können.

Die Stra%arkeit von M und L nach dem StGB ist zu be-
gutachten. § 315 c I Nr. 2 StGB ist nicht zu prüfen. Even-
tuell erforderliche Strafanträge sind gestellt.

Gutachten

A. Die Entwendung des Autos und der 
Verkauf der Lampe 

I. § 242 I StGB bzgl. des Autos 

M könnte sich des Diebstahls gemäß § 242 I StGB schul-
dig gemacht haben, indem er mit dem Auto des A weg-
fuhr.

1. Tatbestandsmäßigkeit
Dann müsste M eine fremde bewegliche Sache wegge-
nommen haben. Das Auto stellt einen nicht im Eigen-
tum des M stehenden körperlichen Gegenstand dar, der 
tatsächlich fortbewegt werden kann. Mithin handelt es 
sich um eine fremde bewegliche Sache. Durch das Weg-
fahren brach M den gelockerten Gewahrsam des A und 
begründete neuen, eigenen Gewahrsam.

M hat folglich eine fremde bewegliche Sache weggenom-
men. Zudem handelte er mit dem gemäß § 15 StGB er-
forderlichen Vorsatz und wollte den Wagen behalten. So-
mit handelte er ebenfalls in Absicht der rechtswidrigen 
Bereicherung.

2. Rechtswidrigkeit und Schuld
M handelte sowohl rechtswidrig, als auch schuldha!.

3. Ergebnis
M hat sich gemäß § 242 I StGB stra%ar gemacht.

II. § 242 I StGB bzgl. der Lampe

M wollte nicht nur das Auto, sondern auch Gegenstände, 
die sich im Inneren be"nden könnten, entwenden, wes-
halb M durch dieselbe Handlung auch § 242 I StGB be-
züglich der Lampe im Ko#erraum verwirklicht hat.

III. § 248  b StGB

§ 248  b StGB tritt wegen Subsidiarität hinter § 242 I StGB 
zurück.

IV. § 263 I StGB

Indem M die Lampe an H verkau!e, könnte er sich we-
gen Betrugs gemäß § 263 I StGB gegenüber und zum 
Nachteil der H stra%ar gemacht haben.

1. Tatbestandsmäßigkeit 
a) Objektiver Tatbestand
Zunächst müsste M die H getäuscht haben. Täuschung 
ist jede unwahre Tatsachenbehauptung. Diese kann so-
wohl ausdrücklich, als auch konkludent erfolgen. Indem 
M der H die Lampe anbot, erklärte er stillschweigend 
durch schlüssiges Verhalten, dass er auch der Eigentü-
mer der selbigen bzw. veräußerungsbefugt sei. Eine Täu-
schungshandlung liegt demnach vor. Infolgedessen kam 
es bei H zu einer Fehlvorstellung über Tatsachen – sie 
glaubte M und erlag damit dem erforderlichen Irrtum. 
Durch die Zahlung kam es zu einer Vermögensverfü-
gung i. H. v. 3000 €. Dadurch müsste der H schließlich 
ein Vermögensschaden entstanden sein. Darunter ver-
steht man einen negativen Saldo, der sich bei einem Ver-
gleich der Vermögenslagen mit und ohne das schädigen-
de Ereignis ergibt. 

Zunächst hat H einen Gegenstand erlangt, der objek-
tiv das Doppelte von dem wert ist, was sie dafür gezahlt 
hatte. Insofern hätte die H grundsätzlich keinen Vermö-
gensschaden erlitten.

Etwas anderes könnte sich jedoch daraus ergeben, dass 
M gar nicht Eigentümer der Lampe bzw. veräußerungs-
berechtigt war, sondern diese vielmehr gestohlen hatte. 
Aufgrund des § 935 BGB scheidet daher ein gutgläubiger 
Erwerb der H gemäß §§ 932 #. BGB aus. H ist trotz ihrer 
Gutgläubigkeit nicht Eigentümerin der Lampe geworden 
und hat somit einen Vermögensschaden erlitten.1

b) Subjektiver Tatbestand
M handelte sowohl vorsätzlich, als auch mit der Absicht 
einer rechtswidrigen Bereicherung.

1 An dieser Stelle hätte man noch vertie! auf die Frage eingehen kön-
nen, ob der gutgläubig Erwerbende einen Vermögensschaden erlitten 
hat. Das RG (RGSt 73, 61 (61 #.)) bejahte in diesen Fällen einen Ver-
mögensschaden, da dem gutgläubigen Erwerb nach der Verkehrsan-
schauung mit einem „sittlichen Makel“ beha!et sei (sog. „Makeltheo-
rie“) und der Erwerber grds. ein „Prozess- und Verwertungsrisiko“ tra-
ge. Der BGH (u. a. in BGHSt 51, 83 (86 f.)) ist der Rechtsprechung des 
RG nicht gefolgt und bejaht einen Vermögensschaden in den Fällen, in 
denen nach den Umständen des Einzelfalles die (konkrete) Gefahr be-
stehe, dass der gutgläubige Erwerber in einen Prozess verwickelt wer-
de oder die Sache dem Eigentümer aus geschä!lichen Kulanzgründen 
zurückgeben muss. 
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2. Rechtswidrigkeit und Schuld 
M handelte rechtswidrig und schuldha!.

V. § 246 I StGB

Ob M durch den Verkauf der Lampe überdies eine Un-
terschlagung gemäß § 246 I StGB vorgenommen hat, 
kann o#enbleiben, da diese jedenfalls wegen Subsidiari-
tät zurücktritt, § 246 I StGB a. E.

VI. Ergebnis im ersten Tatkomplex

M hat sich gemäß § 242 StGB, - § 53 StGB -, § 263 I StGB 
stra%ar gemacht.

B. Die Heimfahrt

I. Strafbarkeit der L

1. § 315 c I Nr. 1 lit. a StGB
Indem L angetrunken mit dem M Auto fuhr, worau&in 
es zu einer Verletzung des M kam, könnte sich L gemäß 
§ 315 c I Nr. 1 lit. a StGB stra%ar gemacht haben.

a) Tatbestandsmäßigkeit
aa) Objektiver Tatbestand

(1) Tathandlung und Taterfolg
L bewegte ein Kra!fahrzeug im ö#entlichen Verkehrs-
raum und führte mithin ein Fahrzeug im Straßenver-
kehr. Ferner müsste L fahruntüchtig gewesen sein. Dies 
wird angenommen, wenn der Fahrer nicht mehr in der 
Lage ist, das Fahrzeug über eine längere Strecke sicher 
zu steuern, auch wenn es zu schwierigen Verkehrslagen 
kommt. Ab einer Blutalkoholkonzentration von 1,1 ‰ 
wird eine Fahruntüchtigkeit unwiderleglich angenom-
men. L hatte zur Tatzeit eine BAK von 1,2 ‰ und war 
demnach absolut fahruntüchtig. Es müsste ferner zu ei-
ner konkreten Gefahr für eines der in § 315 c I StGB ge-
nannten Rechtsgüter gekommen sein. Eine konkrete Ge-
fahr liegt vor, wenn die Sicherheit des Rechtsguts schon 
derart gefährdet ist, dass der Schadenseintritt nur noch 
vom Zufall abhängt. Es muss zu einem „Beinahe-Un-
fall“ kommen. In Betracht kommen vorliegend mehrere 
Rechtsgüter:

(a) Konkrete Gefahr für den Leib des M
Fraglich ist, ob eine konkrete Gefahr für den Leib des 
M bestand. Wie sich aus dem Wortlaut des § 315 c StGB 
(„anderer Mensch“) ergibt, kann auch der Beifahrer in 
den Schutzbereich der Norm mit einbezogen werden. Et-
was anderes könnte jedoch gelten, wenn M Teilnehmer 
an der Tat des L gewesen wäre. Ein Teilnehmer soll nach 
ganz überwiegender Ansicht nicht dem Schutzbereich 
des Delikts unterfallen, da er nicht für die Allgemeinheit, 
sondern vielmehr auf Seiten des Täters stehe. Eine An-

sti!ung durch M gemäß § 26 I StGB scheidet aus. Viel-
mehr hatte L die Idee zu fahren. Für eine Beihilfe gemäß 
§ 27 I StGB durch psychisches Hilfeleisten gibt es eben-
so wenig Anhaltspunkte. Demnach kommt M weiterhin 
als Opfer einer konkreten Gefahr in Betracht. Durch die 
Kollision mit T wurde M verletzt. Eine Schädigung setzt 
logisch zwingend eine vorangegangene konkrete Ge-
fährdung voraus. Demnach bestand eine konkrete Ge-
fahr für den Leib des M.

(b) Konkrete Gefahr für den Leib des T
Überdies ist von einer konkreten Gefahr für den Leib des 
T auszugehen, da es zu einem Unfall mit 80 km/h kam.

(c) Konkrete Gefahr für den Wagen des T
Ebenfalls lag eine konkrete Gefahr für den Wagen des T 
vor. Bei einem Pkw ist von einer Sache von bedeutendem 
Wert auszugehen.

(d) Konkrete Gefahr für den Wagen des M
Der gestohlene Wagen des M, respektive des A, kann 
schon (trotz seiner Fremdheit) nicht Betro#en sein, da es 
sich um das Tatmittel handelt.2

(e) Zwischenergebnis
Tathandlung und -erfolg i. S. d. § 315 c I Nr. 1 lit. a StGB 
liegen mithin vor.

(2) Kausalität 
Die Tathandlung der L war kausal im Sinne der Condi-
tio-sine-qua-non-Formel für den Eintritt der konkreten 
Gefahr.

(3) Objektive Zurechenbarkeit
Ferner müsste der Erfolg der L objektiv zurechenbar 
sein. Dies ist der Fall, wenn der Täter eine rechtlich re-
levante Gefahr gescha#en hat, die sich im tatbestands-
mäßigen Erfolg realisiert. Das Fahren im fahruntüchti-
gen Zustand stellt eine solche rechtlich relevante Gefahr 
dar. Fraglich ist jedoch, ob sich gerade diese Gefahr in 
der tatbestandsmäßigen Gefahr für die Rechtsgüter re-
alisiert hat. Ein betrunkener Autofahrer weist typsi-
cherweise eine geringere Hemmschwelle sowie eine 
verminderte Steuerungsfähigkeit und einen Hang zur 
Überschätzung der eigenen Fähigkeiten auf. Problema-
tisch ist indes, dass die L den Unfall verursachte, weil 
sie 30 km/h über der zulässigen Höchstgeschwindigkeit 
fuhr, um rechtszeitig zu ihrem Freund zu kommen. Dies 
hat vorliegend jedoch nichts mit ihrer Alkoholisierung 
zu tun, zumal sie sofort versuchte abzubremsen und aus-

2 Hier hätte noch ausführlicher diskutiert werden können, ob das 
vom Täter geführte Fahrzeug ohne Rücksicht auf die Eigentumsver-
hältnisse aus dem Schutzbereich der Vorschri! ausscheidet. Bejahend 
insbesondere BGHSt 27, 40 (40 #.); BGH NStZ-RR 1998, 150 (150); Ot-
fried Ran!, Delikte im Straßenverkehr, Jura 1987, S. 608 (614 f.). An-
ders u. a. Gereon Wolters, Systematischer Kommentar, StGB, Lose-
blattsammlung (128. Lieferung 2011), vor § 306 Rn. 10.
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zuweichen, was ebenfalls indiziert, dass sie noch steue-
rungsfähig war. Insofern liegt der gefahrspezi"sche Zu-
sammenhang nicht vor. Die objektive Zurechenbarkeit 
ist daher nicht gegeben.

(4) Zwischenergebnis
Der objektive Tatbestand ist demzufolge nicht erfüllt.

bb) Zwischenergebnis
L handelte nicht tatbestandsmäßig.

b) Ergebnis
L hat sich nicht gemäß § 315 c I Nr. 1 lit. a StGB stra%ar 
gemacht.

2. § 315 c I Nr. 1 lit. a, III Nr. 2 StGB
Mangels objektiver Zurechenbarkeit scheitert auch diese 
Stra%arkeit.

3. § 229 StGB
Indem L zu schnell fuhr und M bei dem Unfall verletzt 
wurde, könnte sich L gemäß § 229 StGB stra%ar gemacht 
haben.

a) Tatbestandsmäßigkeit
Der Taterfolg in Form der Körperverletzung des M ist 
eingetreten. Die zu schnelle Fahrt der L war auch kausal 
für den Knochenbruch. Das zu schnelle Autofahren mit 
einem Beifahrer stellt eine voraussehbare und vermeid-
bare objektive Sorgfaltsp'ichtverletzung dar. Der Erfolg 
müsste L objektiv zurechenbar sein. Dies erscheint je-
doch unter zwei Gesichtspunkten problematisch:

aa) Dazwischentreten des T
Die objektive Zurechenbarkeit könnte durch ein Dazwi-
schentreten des T unterbrochen sein, da dieser selbst 
unter Verletzung der Vorfahrtsregeln auf die Spur der L 
fuhr. Es könnte sich also das Unrecht des T im konkre-
ten Erfolg realisiert haben. Dagegen spricht aber, dass T 
zumindest hinsichtlich des Unfalls keineswegs vorsätz-
lich handelte. Obwohl L zwar grundsätzlich auf das ver-
kehrsgetreue Verhalten anderer vertrauen darf, so gilt 
dies nicht mehr, sobald sie selbst nicht mehr verkehrsge-
treu verhält.3 Insofern realisierte sich vorliegend ihr eige-
nes Unrecht in dem Taterfolg.

bb) Einwilligung des M
Indem sich M freiwillig zu L ins Auto setzte, könnte eine 
eigenverantwortliche Selbstgefährdung gegeben sein, 
welche die objektive Zurechenbarkeit ausschließen wür-

3 Die Frage, ob eigenes verkehrswidriges Verhalten die Berufung 
auf den Vertrauensgrundsatz generell ausschließt, hätte noch wei-
ter ausgeführt werden können. In derartigen Konstellationen ist ge-
nau zu prüfen, ob und ggf. in welcher Weise sich der eigene Sorgfalts-
verstoß im nachfolgenden Schadensereignis ausgewirkt hat (so u. a. in 
BGH VRS 33, 368 (368 #.); 13, 225 (225 #.); OLG Hamm VRS 36, 358 
(359); OLG Karlsruhe VRS 30, 69 (69 f.)). 

de. Dem steht jedoch entgegen, dass M das Verhalten der 
L nicht billigte, sondern vielmehr gegen das hohe Tempo 
protestierte. Zudem hatte M bei Fahrtantritt einen Unfall 
für ausgeschlossen gehalten. Ferner kann hinsichtlich 
des Beifahrers grundsätzlich keine eigenverantwortliche 
Selbstschädigung, sondern aufgrund der Tatherrscha! 
des Fahrers vielmehr nur eine einverständliche Fremd-
gefährdung angenommen werden, welche die objektive 
Zurechenbarkeit nicht ausschließt.4 Demnach ist der Er-
folg der L objektiv zuzurechnen.

b) Rechtswidrigkeit
Es könnte eine rechtfertigende Einwilligung vorliegen. 
Dass dies grundsätzlich möglich ist, ergibt sich aus § 228 
StGB. Jedoch hatte M spätestens zum Zeitpunkt, als er 
gegen das hohe Tempo protestierte, seine etwaige Ein-
willigung widerrufen.

c) Schuld
Die Gefahr einer Verletzung für M war für L auch sub-
jektiv voraussehbar und vermeidbar. Eine verminderte 
Schuldfähigkeit gemäß § 21 StGB ist bei einer BAK von 
1,2 ‰ nicht gegeben.

d) Ergebnis
L hat sich gemäß § 229 StGB stra%ar gemacht. Ein Straf-
antrag wurde gestellt.

4. § 316 II StGB
Indem L betrunken Auto fuhr, könnte sie sich gemäß 
§ 316 II StGB stra%ar gemacht haben.

a) Tatbestandsmäßigkeit
L hat im absolut fahruntüchtigen Zustand ein Fahrzeug 
im Verkehr geführt. Es wäre objektiv möglich gewesen, 
diese Sorgfaltsp'ichtverletzung zu vermeiden.

b) Rechtswidrigkeit
Eine Einwilligung ist nicht möglich. Das Rechtsgut des 
Verkehrsschutzes obliegt nicht der Disposition des ein-
zelnen, sondern ist vielmehr ein Allgemeingut.

c) Schuld
Es war L auch subjektiv möglich gewesen, ihre Alkoho-
lisierung zu erkennen und die Trunkenheitsfahrt zu un-
terlassen.

4 An dieser Stelle hätte noch auf die Frage eingegangen werden kön-
nen, ob im Rahmen des § 315 c I StGB der (später) Gefährdete überhaupt 
mit strafausschließender Wirkung in den Gefahrerfolg einwilligen kann. 
Dies mit Verweis auf die fehlende Dispositionsbefugnis des Gefährde-
ten verneinend: BGHSt 23, 261 (264); OLG Stuttgart NJW 1976, S. 1904 
(1904). Anders die Gegenmeinung, die eine Einwilligung bei § 315 c I Nr. 1 
lit. a StGB zulassen möchte. Begründet wird dies u. a. mit der Stra%arkeit 
der Vorschri!, die sich auch aus der Individualgefährdung ergebe. Mit ei-
ner wirksamen Einwilligung entfalle das Unrecht des Gefährdungsteils; 
die verbleibenden Allgemeininteressen werden durch § 316 StGB ausrei-
chend geschützt. So u. a. vertreten in: Jörg Eisele, Der Tatbestand der Ge-
fährdung des Straßenverkehrs (§ 315 c StGB), JA 2007, S. 168 (172).  
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d) Ergebnis
L hat sich gemäß § 316 II StGB stra%ar gemacht.

5. § 303 I StGB
Eine Stra%arkeit der L aufgrund der Beschädigung der 
Fahrzeuge scheitert mangels Vorsatzes.

6. § 248  b StGB
Ebenso fehlt es am erforderlichen Vorsatz bezüglich 
§ 248  b StGB.

II. Strafbarkeit des M

1. §§ 316 II, 27 I StGB
Eine Stra%arkeit des M gemäß §§ 316 II, 27 I StGB schei-
tert schon mangels einer vorsätzlichen rechtswidrigen 
Haupttat.

2. Ergebnis
M ist stra'os im zweiten Tatkomplex.

C. Gesamtergebnis und Konkurrenzen

I. Strafbarkeit des M

M hat sich gemäß § 242 I StGB, - § 53 StGB -, § 263 I 
StGB stra%ar gemacht.

II. Strafbarkeit der L

L hat sich gemäß § 229 StGB, - § 52 StGB -, § 316 II StGB 
stra%ar gemacht.

Jan-Hendrik Zimmer*

Anfängerklausur im Öffentlichen Recht:  
Ist das LPartG verfassungswidrig?

 Das Staatsorganisationsrecht behandelt neben dem Auf-
bau und der Funktionsweise der Staatsorgane auch Klage-
arten, mit denen die Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen 
vor dem Bundesverfassungsgericht überprü# werden kann. 
In der Klausur war die formelle Verfassungsmäßigkeit des 
Lebenspartnerscha#sgesetzes sorgfältig zu prüfen, was 
gute Kenntnisse im Gesetzgebungsverfahren erforderte. 

Sachverhalt

Die Schwulen- und Lesbenpartei Deutschlands (SLPD) 
hat bei den letzten Bundestagswahlen drei Direktman-
date errungen. Im Deutschen Bundestag verfügt sie 
über 4,7 % der Abgeordnetensitze und ist dort als Grup-
pe i. S. d. § 10 IV GOBT anerkannt. Vorrangiges Ziel der 
SLPD ist es, gleichgeschlechtlichen Partnerscha!en, die 
bislang gesetzlich nicht anerkannt sind, eine bessere 
Rechtsstellung zu verscha#en. Sie bringt daher in den 
Bundestag den Entwurf eines Lebenspartnerscha!sge-
setzes (LPartG) ein, in dem die Rechte und P'ichten von 
gleichgeschlechtlichen Lebenspartnern festgelegt wer-

den. Der Gesetzentwurf sieht ferner Regelungen über 
das Verfahren der Eintragung der gleichgeschlechtlichen 
Lebenspartnerscha! vor; zuständig für die Eintragung 
sollen die jeweiligen Standesämter der Länder sein. Der 
Gesetzentwurf stößt im Bundestag fraktionsübergrei-
fend auf Zustimmung und wird in dritter Lesung ord-
nungsgemäß verabschiedet. Im Bundesrat regt sich al-
lerdings Widerstand gegen das Gesetz. Nach erfolgloser 
Durchführung eines Vermittlungsverfahrens beschließt 
der Bundesrat mit 37 zu 32 Stimmen, Einspruch gegen 
das LPartG einzulegen. Darau&in wird das Gesetz an 
den Bundestag zurückgeleitet, wo der Einspruch des 
Bundesrates mit 270 zu 145 Stimmen bei 45 Enthaltun-
gen zurückgewiesen wird. Darau&in wird das Gesetz 
vom Bundespräsidenten ausgefertigt und im Bundesge-
setzblatt verkündet.

Der Landesregierung von A ist das LPartG ein Dorn im 
Auge. Sie beantragt daher beim BVerfG, das LPartG für 
nichtig zu erklären, da das LPartG eindeutig verfassungs-
widrig sei. Die SLPD-Gruppe sei nach den – verfassungs-
rechtlich unbedenklichen – Vorgaben der Geschä!sord-
nung des Bundestages schon nicht zur Einbringung des 
Gesetzentwurfs berechtigt gewesen. Auch das weitere 
Verfahren sei nicht ordnungsgemäß abgelaufen.

 * Stud. iur. an der Universität Hamburg. Der Beitrag beruht auf einer 
Klausur, die im Sommersemester 2011 zur Vorlesung Staatsrecht I bei 
PD Dr. iur. Marten Breuer an der Fakultät für Rechtswissenscha! der 
Universität Hamburg gestellt wurde. Die Bearbeitung des Autors wur-
de mit „sehr gut“ benotet.


